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Markus Linden 

Wer repräsentiert die sozial Schwachen?

Die Schere zwischen arm und reich klafft bekanntermaßen immer weiter ausein-
ander. Doch auch bei der politischen Repräsentation macht Ungleichheit nicht
halt. Dies dürfte an drei Wandlungsprozessen politischer Repräsentation liegen,
die hier dargestellt werden.

Der im Juli vom Bundeskabinett verab-
schiedete Sozialbericht weist für dieses
Jahr eine voraussichtliche Sozialleistungs-
quote von 31,9 % aus. Die Höhe erbrachter
sozialer Ausgaben entspricht also fast ei-
nem Drittel des Bruttoinlandsprodukts,
was von Seiten wirtschaftsliberaler und
konservativer Kommentatoren gerne als
Indiz für die scheinbar überbordende Di-
mension eines »entfesselten Sozialstaats«
(Die Welt) herangezogen wird. Insbeson-
dere Sozialdemokraten behaupten demge-
genüber,dass sich in den Ausgaben die her-
vorragende Qualität sozialer Absicherung
in Deutschland manifestiere. Der auf ho-
hem Niveau funktionierende Sozialstaat
mache die Gesellschaft gerade jetzt kri-
senfest.

Die beiden skizzierten Argumentatio-
nen stehen im Kontrast zu der spätestens
seit Hartz IV und Agenda 2010 intensiv ge-
führten Debatte über eine neue Unter-
schicht, zunehmende Prekarisierung und
erweiterte Formen sozialer Exklusion.Ana-
log zu den 2006 bekannt gegebenen Er-
gebnissen der von der Friedrich-Ebert-
Stiftung in Auftrag gegebenen »Prekariats-
studie« wird dabei auch über die Zunahme
des »Exklusionsempfindens« (Heinz Bu-
de/Ernst-Dieter Lantermann) berichtet, al-
so über ein in der Bevölkerung vermehrt
vorhandenes Gefühl des Ausgeschlossen-
seins vom gesellschaftlichen Ganzen und
seinen Teilbereichen. Diese subjektive Di-
mension des Ausschlusses korreliert nicht
immer mit objektiven Maßstäben wie Bil-
dung und Einkommen, tritt jedoch bei ver-
gleichsweise schlechterer sozialer Lage un-
gleich häufiger auf. Offensichtlich decken

sich die eingangs skizzierten Elitendiskurse
über die Qualität und das Ausmaß sozialer
Leistungen also nicht mit der Wahrneh-
mung in den unteren Bevölkerungsschich-
ten. Dafür werden die politischen Akteure
verantwortlich gemacht. Insbesondere so-
zial Schwache sehen ihre Interessen unter-
repräsentiert. Die verfügbaren Indikatoren
werden zwar häufig über- bzw. einseitig
interpretiert, lassen aber in ihrer Gesamt-
heit doch auf eine Abnahme des Repräsen-
tationsgefühls schließen.

Entkopplung von Parteien und
Milieus, Konsensualisierung

Eine Analyse des Wandels der Bedingun-
gen für die Vertretung sozial Benachtei-
ligter, also insbesondere armer und armuts-
bedrohter Menschen,zeigt,dass das subjek-
tive Empfinden sich auch in objektiven
Faktoren widerspiegelt. Diesbezüglich kön-
nen drei Tendenzen benannt werden, die
zwar nicht in jedem Fall zwangsläufig auf
eine Verschlechterung der Repräsentations-
leistung hinauslaufen, aber in ihrem spezi-
fischen Zusammenspiel die These von der
Krise der Repräsentation sozial schwacher
Bevölkerungsschichten stützen.
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Seit langem beobachtbar ist erstens ein
Prozess der Entkopplung von Parteien und
Milieus. Insbesondere die großen Volks-
parteien haben an Hegemonie über ihre
angestammten Wählergruppen verloren,
womit gleichsam die Wahrnehmung der
eigenen Funktion als Schutzmacht für de-
ren spezifische Interessen sinkt. Diese Ent-
wicklung wurde einerseits begünstigt durch
eine gestiegene Bereitschaft zur Wechsel-
wahl, andererseits aber auch durch die Ver-
breitung der in der vorgebrachten Inten-
sität sicherlich unzutreffenden These von
der inflationären Individualisierung, Ent-
politisierung und Milieuauflösung. Kom-
munikationsstrategen und Marketingex-
perten spielt der Glaube daran in die Hän-
de. Für die Repräsentation sozial Schwa-
cher, deren Milieus sich zwar ausdifferen-
zieren, aber nicht auflösen, bedeutet dies,
dass die Wahrnehmung ihrer Interessen
am politischen Markt vergleichsweise ab-
hängiger geworden ist von den Anreizen,
die sie den politischen Anbietern zu geben
vermögen. Sinkt die Wahlbeteiligung in
diesen Gruppen vergleichsweise stärker als
in anderen Milieus, was bis jetzt insbeson-
dere auf kommunaler und Landesebene zu
beobachten ist, verringert sich die Bedeu-
tung im Vergleich zur »Mitte«, es sei denn,
die politischen Akteure erkennen gerade in
den Unterschichten ein brachliegendes
Aktivierungspotenzial. Diese Rolle des
Auffangbeckens hat primär die Linkspartei
übernommen. An der Nachhaltigkeit ihrer
Repräsentationsleistung bestehen ob des in
programmatischer Hinsicht teilweise ar-
chaischen und diffusen Protestcharakters
jedoch erhebliche Zweifel.

In einer Konkurrenzsituation können
es sich Volksparteien nicht leisten, mög-
liche Wählerstimmen in beträchtlichem
Ausmaß abzuschreiben. So werden zwei-
tens mögliche negative Auswirkungen
der rückläufigen Milieubindung verstärkt
durch einen umfassenden Konsensualisie-
rungstrend, bei dem Verantwortlichkeiten
verwischt und die politischen Angebote aus

der Sicht von Betroffenen mangels Trans-
parenz und durch Verlagerung der jeweili-
gen Einflussnahme ins Informelle einge-
schränkt werden. Die einseitige Fixierung
auf gesamtökonomisch abgeleitete, ver-
meintlich gemeinwohlfördernde Politik-
ergebnisse hat zu einer wachsenden Dis-
tanzierung sozial Schwacher geführt. Zent-
rale sozialpolitische Entscheidungen wie
die Zusammenlegung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe wurden teilweise in außer-
parlamentarischen Gremien – mit Teil-
nahme der Gewerkschaften – vorbereitet
(»Hartz-Kommission«) und danach im
Konsens der etablierten Parteien verab-
schiedet. Der »rationale«, auf ein ökonomi-
sches Gemeinwohl ausgerichtete Charak-
ter dieser Maßnahmen ist sozial Schwa-
chen, die ihre Interessen in zunehmendem
Maße diskreditiert sehen, offensichtlich am
schwersten vermittelbar.

Vermarktlichung des Sozialsektors

Vermarktlichungs- und Entkopplungs-
tendenzen sind auch in der institutionellen
und organisatorischen Ausgestaltung des
Sozialsektors zu konstatieren. Diese dritte
Wandlungstendenz betrifft insbesondere
das Handeln der Sozialverbände als Advo-
katoren der Interessen sozial Benachteilig-
ter. Grundsätzlich verändert hat sich die
Arbeit klassischer Großorganisationen wie
Caritas, Diakonie und Arbeiterwohlfahrt
als Träger sozialpolitischer Maßnahmen.
Deren besondere Beziehungen zu politi-
schen Parteien sind loser geworden. Kurz-
fristige Förderprogramme, deren wettbe-
werbliche Ausschreibung und der Projekt-
charakter einzelner Maßnahmen schwäch-
ten nicht nur die patriarchalen Strukturen
zwischen den Organisationen und ihrer
Klientel, sondern erschwerten auch den di-
rekten Einfluss der Sozialverbände auf die
Politik. Die Einbringung schwacher Inte-
ressen muss also vergleichsweise häufiger
und in verstärkter Konkurrenz zu anderen
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Akteuren bzw. Interessen erstritten wer-
den. Die Zeiten garantierter Einflussnah-
me aufgrund institutionalisierter Anbin-
dungen scheinen vorbei. Das birgt auch
Chancen für die Interessen sozial Schwa-
cher. Die Eigenlogik eines zusehends ver-
marktlichten Politikfelds lässt jedoch ver-
muten, dass dies im Ergebnis insbesondere
die Interessen jener Menschen bevorteilt,
die trotz derzeitiger sozialer Benachteili-
gung einen potenziellen Beitrag zum öko-
nomischen Gesamtnutzen geltend machen
können – also die »Aktivierbaren«. Der
Soziologe Ingo Bode bringt die Entwick-
lung auf den Begriff »disorganisierter
Wohlfahrtskapitalismus«. Die verbandli-
chen Einflusskanäle für die Belange sozial
Schwacher sind fragiler geworden. Eine
schwindende Beachtung derjenigen, die
ihre ökonomische Systemrelevanz nicht
nachweisen können und der Fürsorge kei-
ne Gegenleistung entgegenbringen wollen
oder können, zeichnet sich ab.

Sozialdemokratische
Perspektiven

Die drei skizzierten Tendenzen korrelieren
mit einer sich für viele Bürger verschärft
darstellenden sozialen Lage. Beispielsweise
ist der Anteil der Bezieher mittlerer Ein-
kommen an der Gesamtbevölkerung rück-
läufig. Zudem wurde die Statussicherheit
von Langzeitarbeitslosen durch die Hartz-
Reformen stark eingeschränkt. Für die sich
in den Arbeitsmarktreformen manifestie-
rende Neujustierung des Gerechtigkeits-
verständnisses sprechen sicherlich viele
Gründe. Ein Zurück erscheint für die SPD
insgesamt wenig realistisch. Gerade des-
halb aber müssen, sofern die Partei die ver-
lorenen Wählerschichten zurückgewinnen
möchte, ohne in der »Mitte« Federn zu las-
sen, Anpassungen und Ergänzungen vor-
genommen werden. Die Verlängerung der
Auszahlung des Arbeitslosengelds für ältere
Arbeitnehmer war ein erster Schritt in die-

se Richtung. Um dem – statistisch durchaus
belegbaren – Eindruck entgegenzutreten,
mit der Reformpolitik sei die Ausweitung
des Niedriglohnsektors und prekärer Be-
schäftigungsverhältnisse einhergegangen,
sind weitere Maßnahmen erforderlich.
Hierzu zählen sicherlich die konsequente
Einforderung umfassender Mindestlöhne
sowie die Ausweitung von Maßnahmen
zur sogenannten »Teilhabebefähigung« –
insbesondere am Arbeitsmarkt. Der akti-
vierenden Teilhabegerechtigkeit kann aus
sozialdemokratischer Perspektive nur das
Wort reden,wer die Marktbefähigung nicht
nur durch Anreize, sondern auch durch die
Bereitstellung umfassender Möglichkeiten
und individueller Maßnahmen sicherzu-
stellen vermag. Hinzu kommt, quasi als
oberste Prämisse, das Primat des Politi-
schen vor dem Ökonomischen – in diesem
Fall also die Existenz eines sozial wirk-
samen Regulierungsinstrumentariums.

Soweit die hier nur kursorisch darge-
stellten Perspektiven auf der programmati-
schen Ebene. Langfristig wichtiger ist je-
doch die politische Reaktion auf die drei
Wandlungsprozesse politischer Repräsen-
tation selbst. Diesbezüglich wird häufig auf
die zugenommene Bedeutung medialer
und personalisierter Kommunikation von
Politik verwiesen. Strikte Ergebnisorien-
tierung und kurzfristiges Themenmana-
gement sind weitere Anknüpfungspunkte
für ein vermeintlich modernes politisches
Handeln auf scheinbar individualisierten
Wählermärkten. Damit ist jedoch hinsicht-
lich der Qualität politischer Repräsenta-
tion nur wenig gewonnen. Letztlich sind es
Wertzuschreibungen an Parteien (»politi-
sche images«), die den Großteil der Wäh-
lerschaft leiten. Diese mögen nicht immer
auf konkreter Information beruhen, gehen
aber in einer politisierten Republik zumin-
dest auf die diffuse Wahrnehmung pro-
grammatischer Schwerpunktsetzungen zu-
rück. Insofern ist die transparente Rekon-
fliktivierung des Politischen, sowohl aus
der Perspektive der politischen Repräsen-

DA S T H E M A

N G | F H   9 | 2 0 0 9 5 1

NGFH_9-09_Umbruch_Archiv.qxd  02.09.2009  13:29  Seite 51

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 51] NGFH_9-09_Umbruch_Archiv.pdf



tation sozial Schwacher, als auch aufgrund
der Erfordernisse politischer Repräsenta-
tion im Allgemeinen und volksparteilicher
Wahlerfolge im Besonderen dringend an-
gezeigt.Dem Plädoyer von Matthias Mach-
nig und Joachim Raschke für die Rich-
tungswahl (NG/FH 7-8/2009) ist dringend
beizupflichten.

Bezüglich der Entkopplungs- und Ver-
marktlichungstendenzen besteht ebenfalls
Handlungsbedarf. Die einstmals enge,
identifikatorische Milieubindung sollte da-
bei gar kein Zielpunkt politischer Reprä-
sentation sein. Sie schränkt primär positiv
zu bewertende Handlungsalternativen auf
Seiten von Wählerschaft und Politik unzu-
reichend ein.Was aber nicht verloren gehen
darf, ist der direkte Kontakt zwischen Par-
teien und Bürgern. Die Mitgliederpartei ist
ein dafür alternativloses Modell, dessen
Fortbestehen freilich ein stark erweitertes

Verständnis von Mitgliedschaft voraus-
setzt. Ebenso wie die Rekonfliktivierung
des politischen Wettbewerbs wirkt auch die
Reaktivierung des lokalen Parteihandelns
den dargestellten Vermarktlichungsten-
denzen bereits a priori entgegen, und zwar
aufgrund der dadurch erzielbaren Höher-
gewichtigung des Politischen an sich. Letzt-
lich ist die Repräsentation sozial Schwacher
damit ebenso wie die generelle Qualität po-
litischer Repräsentation eine Frage des Ei-
genwerts der Politik gegenüber dem Öko-
nomischen. Bei hinreichender Partizipa-
tion dürfte es langfristig im Eigeninteresse
politischer Akteure liegen, diesen Eigen-
wert zu erhalten und auszubauen. Das gilt
mehr denn je für die Sozialdemokratie, de-
ren ideelle Ziele eng an die Vorherrschaft
gleichberechtigender Demokratie gegen-
über exkludierender Ökonomie gekoppelt
sind.

DA S T H E M A

5 2 N G | F H   9 | 2 0 0 9

Christian Krell

Gleichheit – und wie die Parteien dazu stehen

Gleichheit? Eine unerhörte Forderung! Provozierend und mutig war die Vor-
stellung von Gleichheit allemal, als sie mit den Vertragstheorien des 17. und 18.
Jahrhunderts und der Französischen Revolution die hergebrachte Ordnung radi-
kal in Frage stellte – sowohl ideengeschichtlich wie praktisch-politisch.

Zumindest Gleichheit vor dem Gesetz ist
heute im deutschen politischen Diskurs
wenig umstritten. Gleichheit in rechtlicher
und politischer Hinsicht ist eine zentrale
Bedingung für Demokratien. Jede Stimme
zählt gleich viel. Gleichheit als Wesens-

prinzip der Demokratie wird von ernstzu-
nehmenden Kräften nicht in Frage gestellt.

Sobald sich die Forderung nach Gleich-
heit jedoch auf sozio-ökonomische Dimen-
sionen ausdehnt, beginnt die Auseinan-
dersetzung. Mehr Gleichheit in der Vertei-
lung von Einkommen oder Gütern ist hoch
umstritten. Konservative werden nicht mü-
de, vor den Gefahren der »Gleichmacherei«
zu warnen, die sie progressiven Kräften
unterstellen. »Gleichmacherei«, egal ob im
Klassenzimmer oder im Wartezimmer,
werde dem Menschen nicht gerecht.

Liberale verweisen darauf, dass man
zwischen einem Gleichheitsanspruch in
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